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STELLUNGNAHME 

 

An das Bundesministerium für Inneres 

bmi-III-1@bmi.gv.at 

 

cc: begutachtungsverfahren@parlament.gv.at 

 

 

       Wien, am 27. Oktober 2016 

DS 

 

 

Stellungnahme zum Deregulierungs- und Anpassungsgesetz 2016 – Inneres 

Artikel 2 Änderung des Meldegesetzes 1991 

 

 

Sehr geehrter Herr Bundesminister,  

 

die Österreichische Hoteliervereinigung vertritt die Interessen von mehr als 1350 Top-Hotels 

in Österreich und nimmt die Änderung des Meldegesetzes zum Anlass um nochmals an die 

bereits zugesagte Reparatur des Gesetzes bezüglich Sammelmeldungen bei Reisegruppen 

und Familien zu erinnern. Leider enthält der vorliegende Entwurf keine Bestimmung dazu.  

 

Mit 1. April 2016 trat die Änderung von § 5 Meldegesetz sowie die Änderung der 

Meldegesetz-Durchführungsverordnung (MeldeV) in Kraft. Durch die Möglichkeit der 

elektronischen Führung der Gästeverzeichnisse kommt es grundsätzlich zu Erleichterungen 

für Beherbergungsbetriebe. Jedoch führt der Wegfall der Möglichkeit der Sammelmeldung 

bei Reisegruppen zu einem zusätzlichen Aufwand, da nunmehr für jede Person einer 

Reisegruppe alle Detaildaten erfasst werden müssen. Die verbleibende Regelung des § 5 

Abs. 3 MeldeG (zwei Gäste, die gleichzeitig Unterkunft nehmen) ist keinesfalls ausreichend 

für Reisegruppen. 

 

In der Praxis führt dies zu einem zusätzlichen administrativen Mehraufwand. Weiters sind 

bei der Hotelsoftware Anpassungen notwendig, die für Betriebe hohe Kosten verursachen 

können. Daher könnten Beherbergungsbetriebe wieder die manuelle Gästemeldung 

gegenüber der elektronischen Meldung bevorzugen. 
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Wir fordern daher, die ursprüngliche Rechtslage betreffend Sammelmeldungen bei 

Reisegruppen wieder einzuführen.  

 

Ergänzend möchten wir noch darauf hinweisen, dass Anbieter von Unterkünften wie Airbnb 

oder Anbieter auf Vermittlungsplattformen wie Booking.com auch Gäste oder Reisegruppen 

beherbergen. Die Meldepflicht für Hoteliers muss auch für diese Anbieter bzw. für die 

Plattformen gelten, um die Zwecke des Meldegesetzes und die Durchsetzung der 

Meldepflicht sicherzustellen. 

 

Wir ersuchen höflich um Berücksichtigung unserer Stellungnahme und verbleiben 

mit freundlichen Grüßen 

 
ÖSTERREICHISCHE HOTELIERVEREINIGUNG 

 
 
 
 

   
  

Dr. Markus Gratzer 
Generalsekretär 
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